
 

 

 

Nachtrag Nr. 3 zum Prospekt der 

VORARLBERGER LANDES- UND HYPOTHEKENBANK 
AKTIENGESELLSCHAFT 

für das 

Angebotsprogramm 
für 

Strukturierte Wertpapiere 

Dieser Nachtrag Nr. 3 (der "Nachtrag") stellt einen Nachtrag zum Prospekt (wie nachstehend definiert) gemäß 

Art 16 (1) der Richtlinie 2003/71/EG in der geltenden Fassung (die "Prospektrichtlinie") und § 6 Abs 1 

Kapitalmarktgesetz in der geltenden Fassung ("KMG") dar und ergänzt den Prospekt vom 23.9.2015 (der "Original 

Prospekt" und zusammen mit dem Nachtrag Nr. 1 vom 20.10.2015 und dem Nachtrag Nr. 2 vom 7.4.2016, der 

"Prospekt") für das Angebotsprogramm (das "Programm") für Strukturierte Wertpapiere (die "Wertpapiere") der 

VORARLBERGER LANDES- UND HYPOTHEKENBANK AKTIENGESELLSCHAFT (die "Emittentin" oder die 

"Anleiheschuldnerin") und sollte gemeinsam mit dem Prospekt gelesen werden. 

Der Prospekt wurde am 23.9.2015 von der Finanzmarktaufsichtsbehörde (die "FMA") in ihrer Eigenschaft als für die 

Billigung des Prospekts zuständige Behörde gemäß KMG gebilligt. 

Dieser Nachtrag wurde am 14.4.2016 gemäß den Bestimmungen des KMG veröffentlicht, hinterlegt und bei der FMA 

in ihrer Eigenschaft als zuständige Behörde zur Billigung eingereicht und steht Anlegern in elektronischer Form auf 

der Website der Emittentin unter "www .hypovbg.at" zur Verfügung. Papierversionen dieses Nachtrags sind während 

üblicher Geschäftszeiten kostenlos am Hauptsitz der Emittentin in Österreich, Hypo-Passage 1, A-6900 Bregenz, 

erhältlich. Dieser Nachtrag wurde bei der Wiener Börse, die das Programm zum Geregelten Freiverkehr zugelassen 

hat, eingereicht. Die Emittentin hat die FMA ersucht, der zuständigen Behörde der Bundesrepublik Deutschland eine 

Bescheinigung über die Billigung zu übermitteln, aus der hervorgeht, dass dieser Nachtrag gemäß der 

Prospektrichtlinie und dem KMG erstellt wurde. 

Begriffe, die im Prospekt definiert sind, haben in diesem Nachtrag dieselbe Bedeutung wie im Prospekt. 

Dieser Nachtrag stellt weder ein Angebot zum Verkauf von Wertpapieren noch eine Einladung, ein Angebot 

zum Kauf von Wertpapieren zu stellen, dar. 

Soweit es Abweichungen zwischen (a) einer Aussage in diesem Nachtrag oder einer Aussage, die durch diesen 

Nachtrag per Verweis in den Prospekt aufgenommen wurde und (b) einer anderen Aussage im Prospekt oder einer 

Aussage, die durch Verweis in den Prospekt aufgenommen wurde, gibt, geht die in (a) erwähnte Aussage vor. 

Soweit in diesem Nachtrag nichts Gegenteiliges angegeben ist, gab es keine wichtigen neuen Umstände, 

wesentliche Unrichtigkeiten oder Ungenauigkeiten in Bezug auf die im Prospekt enthaltenen Angaben, die seit der 

Veröffentlichung des Prospekts aufgetreten sind bzw festgestellt wurden. 

Gemäß Art 16 der Prospektrichtlinie und § 6 KMG in der jeweils gültigen Fassung haben Anleger, die sich 

bereits zu dem Erwerb oder der Zeichnung von Wertpapieren verpflichtet haben, bevor der Nachtrag 

veröffentlicht wird, das Recht ihre Zusagen innerhalb von zwei Arbeitstagen nach der Veröffentlichung 

dieses Nachtrages zurückzuziehen, vorausgesetzt, dass der neue Umstand oder die Unrichtigkeit oder 

Ungenauigkeit vor dem endgültigen Schluss des öffentlichen Angebots und der Lieferung der Wertpapieren 

eingetreten ist. Die Rücktrittsfrist endet am 18.4.2016. 

Dieser Nachtrag wurde bei der FMA in ihrer Eigenschaft als zuständige Behörde gemäß KMG zur Billigung 

eingereicht. Die inhaltliche Richtigkeit der in diesem Nachtrag gemachten Angaben ist nicht Gegenstand der 

Prüfung des Nachtrags durch die FMA im Rahmen der diesbezüglichen gesetzlichen Vorgaben. Die FMA 

prüft den Nachtrag ausschließlich auf Vollständigkeit, Kohärenz und Verständlichkeit gemäß § 8a Abs 1 

KMG. 

14.4.2016 
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Allgemeine Hinweise 

Dieser Nachtrag ist kein Angebot zum Kauf und keine Aufforderung zur Abgabe 
eines Angebots zum Verkauf der Wertpapiere an Personen in Ländern, in denen ein 
solches Angebot oder eine Aufforderung ein Angebot zu stellen unrechtmäßig wäre. 
Die Aushändigung dieses Nachtrags oder ein Verkauf hierunter bedeuten unter 
keinen Umständen, dass die darin enthaltenen Angaben zu jedem Zeitpunkt nach 
dem Datum dieses Nachtrags zutreffend sind. Insbesondere bedeuten weder die 
Aushändigung dieses Nachtrags noch der Verkauf oder die Lieferung von 
Wertpapieren, dass sich seit dem Datum dieses Nachtrags, oder falls dies früher ist, 
das Datum auf das sich die entsprechende im Nachtrag enthaltene Information 
bezieht, keine nachteiligen Änderungen ergeben haben oder Ereignisse eingetreten 
sind, die zu einer nachteiligen Änderung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
der Emittentin oder ihrer konsolidierten Tochtergesellschaften als Gesamtes 
(zusammen die "Hypo-Gruppe") führen oder führen können. Dies gilt ungeachtet der 
Verpflichtung der Emittentin, jeden wichtigen neuen Umstand oder jede wesentliche 
Unrichtigkeit oder Ungenauigkeit in Bezug auf die im Prospekt enthaltenen Angaben, 
die die Beurteilung der Wertpapiere beeinflussen könnten und die zwischen der 
Billigung des Prospekts und dem endgültigen Schluss des öffentlichen Angebots 
oder, wenn diese früher eintritt, der Zulassung zum Handel an einem geregelten 
Markt auftreten bzw. festgestellt werden, in einem Nachtrag zum Prospekt bekannt 
zu machen.  

Die in diesem Nachtrag enthaltenen Angaben wurden durch die Emittentin und 
etwaige andere in diesem Nachtrag angegebene Quellen zur Verfügung gestellt. Die 
Vervielfältigung und Verbreitung der Informationen zu einem anderen Zweck als dem 
Erwerb der Wertpapiere ist unzulässig. Keine Person ist berechtigt, Angaben zu dem 
Angebot von unter dem Programm begebenen Wertpapieren zu machen oder 
Erklärungen zu diesem Angebot abzugeben, die nicht in dem durch diesen Nachtrag 
ergänzten Prospekt enthalten sind. Falls derartige Angaben gemacht oder 
Erklärungen abgegeben werden, darf nicht davon ausgegangen werden, dass diese 
von der Emittentin genehmigt wurden. Informationen oder Zusicherungen, die im 
Zusammenhang mit dem Angebot, der Zeichnung oder dem Verkauf der Wertpapiere 
gegeben werden und die über die in dem um diesen Nachtrag (und allfällige weitere 
Nachträge) ergänzten Prospekt enthaltenen Angaben hinausgehen, sind ungültig. 

Die Angaben in dem durch diesen Nachtrag ergänzten Prospekt sind nicht als 
rechtliche, wirtschaftliche oder steuerliche Beratung auszulegen. Es wird jedem 
Anleger ausdrücklich empfohlen, vor dem Erwerb von Wertpapieren eigene Berater 
zu konsultieren. Anleger sollten eine eigenständige Beurteilung der rechtlichen, 
steuerlichen, finanziellen und sonstigen Folgen der mit dem Erwerb der Wertpapiere 
verbundenen Risiken durchführen.  

Die Wertpapiere wurden und werden weder gemäß dem Securities Act registriert 
werden und noch von irgendeiner Behörde eines U.S. Bundesstaates oder gemäß 
den anwendbaren wertpapierrechtlichen Bestimmungen von Australien, Kanada, 
Japan oder dem Vereinigten Königreich registriert und dürfen weder in den 
Vereinigten Staaten noch für oder auf Rechnung von U.S. Personen oder andere 
Personen, die in Australien, Kanada, Japan oder den Vereinigten Staaten ansässig 
sind angeboten oder verkauft werden. 
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Aufgrund des Vorliegens wichtiger neuer Umstände und/oder wesentlicher 
Unrichtigkeiten oder Ungenauigkeiten (gemäß Art 16 (1) der Prospektrichtlinie und 
§ 6 Abs 1 KMG) betreffend die im Prospekt angegebenen Informationen, die die 
Beurteilung der Wertpapiere beeinträchtigen könnten, wird der Prospekt wie folgt 
geändert: 

1. In der Zusammenfassung des Programmes, die auf Seite 10 des Original 
Prospekts beginnt, wird folgende Änderung vorgenommen: 

1.1 Im Abschnitt B. "Die Emittentin" werden in Punkt B.13 "Ereignisse aus jüngster 
Zeit die für die Bewertung der Zahlungsfähigkeit der Emittentin in hohem Maße 
relevant sind", der auf Seite 15 des Original Prospekts beginnt, in der rechten Spalte 
der erste bis siebte Absatz durch folgenden Text ersetzt: 

"Die Emittentin ist wie die HETA ASSET RESOLUTION AG ("HETA"), die 
Abbaueinheit der ehemaligen HYPO ALPE-ADRIA-BANK INTERNATIONAL AG, 
Mitgliedinstitut der Pfandbriefstelle der österreichischen Landes-
Hypothekenbanken ("Pfandbriefstelle"). Die Pfandbriefstelle ist die 
Alleinaktionärin der Pfandbriefbank (Österreich) AG ("Pfandbriefbank"). 
Sämtliche Mitgliedinstitute der Pfandbriefstelle haften gemäß § 2 Abs 1 
Pfandbriefstelle-Gesetz ("PfBrStG") zur ungeteilten Hand für die 
Verbindlichkeiten der Pfandbriefstelle (und somit auch jener der Pfandbriefbank). 
Auch die meisten österreichischen Bundesländer haften (als Gewährträger der 
Mitgliedinstitute) gemäß § 2 Abs 2 PfBrStG zur ungeteilten Hand für diese 
Verbindlichkeiten, allerdings nur: (i) für jene, die bis zum 2.4.2003 entstanden 
sind; sowie (ii) für jene, die nach dem 2.4.2003 bis zum 1.4.2007 entstanden sind, 
wenn die vereinbarten Laufzeiten nicht über den 30.9.2017 hinausgehen.  

Laut Bilanz der Pfandbriefbank zum 31.12.2015 bestanden per 26.1.2016 
insgesamt noch Verbindlichkeiten in Höhe von rund EUR 437 Mio der HETA 
gegenüber der Pfandbriefbank für Anleihen, die von der Pfandbriefbank (bzw 
ursprünglich der Pfandbriefstelle) treuhändig für die HETA begeben wurden. 

Am 1.3.2015 leitete die FMA als Abwicklungsbehörde gemäß dem BaSAG die 
Abwicklung der HETA ein: Mit Vorstellungsbescheid vom 10.4.2016 verhängte die 
FMA in Bestätigung des Mandatsbescheids vom 1.3.2015 eine bis 31.5.2016 
befristete Stundung von bestimmten Verbindlichkeiten der HETA ("Moratorium"). 
Weiters ordnete die FMA mit Mandatsbescheid vom 10.04.2016 die Anwendung 
des Instruments der Gläubigerbeteiligung (bail-in tool) hinsichtlich bestimmter 
Verbindlichkeiten der HETA an ("bail-in"): Dadurch wurde (i) der zum 01.03.2015 
bestehende Nennwert oder ausstehende Restbetrag der Verbindlichkeiten samt 
der bis zum 28.02.2015 aufgelaufenen Zinsen mit sofortiger Wirkung bei 
nachrangigen Verbindlichkeiten auf 0% und bei nicht-nachrangigen 
Verbindlichkeiten auf 46,02% des Nominales herabgesetzt; (ii) der Zinssatz auf 
die Verbindlichkeiten auf null gesetzt; und (iii) die Fälligkeit der Verbindlichkeiten 
dahingehend geändert, dass sie mit dem Auflösungsbeschluss der HETA, jedoch 
spätestens am 31.12.2023 eintritt. 

Vom Moratorium und dem bail-in sind auch nicht-nachrangige Verbindlichkeiten 
der HETA gegenüber der Pfandbriefbank in Höhe von rund EUR 1,2 Mrd 
betroffen, wovon bis zum 31.5.2016 rund EUR 800 Mio fällig werden, die von der 
HETA aufgrund des Moratoriums nicht bedient werden müssen, und die aufgrund 
des bail-in auf 46,02% reduziert werden. Zugleich besteht für diese 
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Verbindlichkeiten kein Deckungsanspruch der Pfandbriefbank gegenüber der 
HETA und somit eine potentielle Deckungslücke von bis zu EUR 1,2 Mrd. 

Da die Pfandbriefbank als Treuhänderin tätig ist, schlossen die Pfandbriefbank, 
die Mitgliedinstitute der Pfandbriefstelle und die jeweiligen Bundesländer (als 
Gewährträger der Mitgliedinstitute) eine "Vereinbarung über die Erfüllung und 
Abwicklung der Solidarhaftung gemäß § 2 PfBrStG sowie die Abwicklung von 
Ausgleichsansprüchen im Innenverhältnis" ("Stabilisierungsvereinbarung"). 
Gemäß dieser Stabilisierungsvereinbarung wurden von den Vertragspartnern 
anteilig die Rückzahlungen von Zinsen und Tilgungen der vom Moratorium 
betroffenen HETA-Anteile an Emissionen der Pfandbriefbank vorgeschossen, 
wodurch die Zahlungsverpflichtungen der Pfandbriefbank gegenüber 
Anleihegläubigern voll befriedigt wurden. Weiters werden sämtliche künftig fällig 
werdende Forderungen der Pfandbriefbank gegenüber der HETA Zug um Zug 
gegen Zahlung des Vorschussbetrages an die Vertragspartner der 
Stabilisierungsvereinbarung abgetreten. Auf die Emittentin entfallen gemäß der 
Stabilisierungsvereinbarung rund EUR 77,5 Mio, wovon zum 14.4.2016 rund 
EUR 49,8 Mio geleistet wurden. 

Weiters ist ein nicht-nachrangiges Schuldscheindarlehen in Höhe von 
EUR 30 Mio, das seitens der Emittentin an die HETA gewährt wurde, vom 
Moratorium und bail-in betroffen. 

Zum 14.4.2016 hat die Emittentin für ihre Forderungen gegenüber der HETA 
entsprechende Vorsorge getroffen und ihre Forderungen aus dem 
Schuldscheindarlehen um EUR 15 Mio wertberichtigt. Für die 
Liquiditätsbereitstellung bei der Pfandbriefbank wurde eine 
Rückstellung/Einzelwertberichtigung in Höhe von EUR 38,75 Mio gebildet. Die 
Durchsetzbarkeit etwaiger Regressansprüche, insbesondere gegenüber der 
HETA und dem Land Kärnten sind mit großen (Rechts-) Unsicherheiten behaftet. 

Zudem wurden in Folge des bail-in bei der HETA zwar die Verbindlichkeiten der 
HETA gegenüber ihren Gläubigern reduziert. Allerdings bleiben einerseits die 
Rechte der HETA-Gläubiger gemäß § 95 Abs 3 BaSAG ua gegenüber 
Mitschuldnern der HETA (wie der Emittentin) davon unberührt, anderseits wird die 
HETA gegenüber ihren Regressberechtigten in gleicher Weise befreit.  Somit hat 
die Emittentin keinen Regressanspruch gegenüber der HETA." 

2. In den Risikofaktoren, die auf Seite 48 des Original Prospekts beginnen, wird 
folgende Änderung vorgenommen: 

2.1 Der Text des Risikofaktors 2.18 "Falls ein Mitgliedsinstitut der Pfandbriefstelle 
seinen Verpflichtungen gegenüber der Pfandbriefstelle und/oder der Pfandbriefbank 
(Österreich) AG nicht nachkommen kann oder falls die Pfandbriefbank (Österreich) 
AG ihren Verpflichtungen nicht nachkommen kann, könnte dies negative 
Auswirkungen auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Emittentin haben.", 
der auf der Seite 63 des Original Prospekts beginnt, wird durch folgenden Text 
ersetzt: 

"Die Emittentin ist wie die HETA ASSET RESOLUTION AG ("HETA"), die 
Abbaueinheit der ehemaligen HYPO ALPE-ADRIA-BANK INTERNATIONAL AG, 
Mitgliedinstitut der Pfandbriefstelle der österreichischen Landes-
Hypothekenbanken ("Pfandbriefstelle"). Die Pfandbriefstelle ist die 
Alleinaktionärin der Pfandbriefbank (Österreich) AG ("Pfandbriefbank"). 
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Sämtliche Mitgliedinstitute der Pfandbriefstelle haften gemäß § 2 Abs 1 
Pfandbriefstelle-Gesetz ("PfBrStG") zur ungeteilten Hand für die 
Verbindlichkeiten der Pfandbriefstelle (und somit auch jener der Pfandbriefbank). 
Auch die meisten österreichischen Bundesländer haften (als Gewährträger der 
Mitgliedinstitute) gemäß § 2 Abs 2 PfBrStG zur ungeteilten Hand für diese 
Verbindlichkeiten, allerdings nur: (i) für jene, die bis zum 2.4.2003 entstanden 
sind; sowie (ii) für jene, die nach dem 2.4.2003 bis zum 1.4.2007 entstanden sind, 
wenn die vereinbarten Laufzeiten nicht über den 30.9.2017 hinausgehen.  

Laut Bilanz der Pfandbriefbank zum 31.12.2015 bestanden per 26.1.2016 
insgesamt noch Verbindlichkeiten in Höhe von rund EUR 437 Mio der HETA 
gegenüber der Pfandbriefbank für Anleihen, die von der Pfandbriefbank (bzw 
ursprünglich der Pfandbriefstelle) treuhändig für die HETA begeben wurden.  

Am 1.3.2015 leitete die FMA als Abwicklungsbehörde gemäß dem BaSAG die 
Abwicklung der HETA ein: Mit Vorstellungsbescheid vom 10.4.2016 verhängte die 
FMA in Bestätigung des Mandatsbescheids vom 1.3.2015 eine bis 31.5.2016 
befristete Stundung von bestimmten Verbindlichkeiten der HETA ("Moratorium"). 
Weiters ordnete die FMA mit Mandatsbescheid vom 10.04.2016 die Anwendung 
des Instruments der Gläubigerbeteiligung (bail-in tool) hinsichtlich bestimmter 
Verbindlichkeiten der HETA an ("bail-in"): Dadurch wurde (i) der zum 01.03.2015 
bestehende Nennwert oder ausstehende Restbetrag der Verbindlichkeiten samt 
der bis zum 28.02.2015 aufgelaufenen Zinsen mit sofortiger Wirkung bei 
nachrangigen Verbindlichkeiten auf 0% und bei nicht-nachrangigen 
Verbindlichkeiten auf 46,02% des Nominales herabgesetzt; (ii)  der Zinssatz auf 
die Verbindlichkeiten auf null gesetzt; und (iii) die Fälligkeit der Verbindlichkeiten 
dahingehend geändert, dass sie mit dem Auflösungsbeschluss der HETA, jedoch 
spätestens am 31.12.2023 eintritt. 

Vom Moratorium und dem bail-in sind auch nicht-nachrangige Verbindlichkeiten 
der HETA gegenüber der Pfandbriefbank in Höhe von rund EUR 1,2 Mrd 
betroffen, wovon bis zum 31.5.2016 rund EUR 800 Mio fällig werden, die von der 
HETA aufgrund des Moratoriums nicht bedient werden müssen, und die aufgrund 
des bail-in auf 46,02% reduziert werden. Zugleich besteht für diese 
Verbindlichkeiten kein Deckungsanspruch der Pfandbriefbank gegenüber der 
HETA und somit eine potentielle Deckungslücke von bis zu EUR 1,2 Mrd. 

Da die Pfandbriefbank als Treuhänderin tätig ist, schlossen die Pfandbriefbank, 
die Mitgliedinstitute der Pfandbriefstelle und die jeweiligen Bundesländer (als 
Gewährträger der Mitgliedinstitute) eine "Vereinbarung über die Erfüllung und 
Abwicklung der Solidarhaftung gemäß § 2 PfBrStG sowie die Abwicklung von 
Ausgleichsansprüchen im Innenverhältnis" ("Stabilisierungsvereinbarung"). 
Gemäß dieser Stabilisierungsvereinbarung wurden von den Vertragspartnern 
anteilig die Rückzahlungen von Zinsen und Tilgungen der vom Moratorium 
betroffenen HETA-Anteile an Emissionen der Pfandbriefbank vorgeschossen, 
wodurch die Zahlungsverpflichtungen der Pfandbriefbank gegenüber 
Anleihegläubigern voll befriedigt wurden. Weiters werden sämtliche künftig fällig 
werdende Forderungen der Pfandbriefbank gegenüber der HETA Zug um Zug 
gegen Zahlung des Vorschussbetrages an die Vertragspartner der 
Stabilisierungsvereinbarung abgetreten. Auf die Emittentin entfallen gemäß der 
Stabilisierungsvereinbarung rund EUR 77,5 Mio, wovon zum 14.4.2016 rund 
EUR 49,8 Mio geleistet wurden. 
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Weiters ist ein nicht-nachrangiges Schuldscheindarlehen in Höhe von 
EUR 30 Mio, das seitens der Emittentin an die HETA gewährt wurde, vom 
Moratorium und bail-in betroffen. 

Zum 14.4.2016 hat die Emittentin für ihre Forderungen gegenüber der HETA 
entsprechende Vorsorge getroffen und ihre Forderungen aus dem 
Schuldscheindarlehen um EUR 15 Mio wertberichtigt. Für die 
Liquiditätsbereitstellung bei der Pfandbriefbank wurde eine 
Rückstellung/Einzelwertberichtigung in Höhe von EUR 38,75 Mio gebildet. Die 
Durchsetzbarkeit etwaiger Regressansprüche, insbesondere gegenüber der 
HETA und dem Land Kärnten sind mit großen (Rechts-) Unsicherheiten behaftet. 

Zudem wurden in Folge des bail-in bei der HETA zwar die Verbindlichkeiten der 
HETA gegenüber ihren Gläubigern reduziert. Allerdings bleiben einerseits die 
Rechte der HETA-Gläubiger gemäß § 95 Abs 3 BaSAG ua gegenüber 
Mitschuldnern der HETA (wie der Emittentin) davon unberührt, anderseits wird die 
HETA gegenüber ihren Regressberechtigten in gleicher Weise befreit. Somit hat 
die Emittentin keinen Regressanspruch gegenüber der HETA. 

All dies könnte sich negativ auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der 
Emittentin auswirken." 

3. In den Angaben zur Emittentin, die auf Seite 93 des Original Prospekts beginnen, 
werden folgende Änderungen vorgenommen: 

3.1 Im Unterabschnitt 4.6 "Wichtige Ereignisse aus jüngster Zeit in der 
Geschäftstätigkeit der Emittentin", der auf Seite 95 des Original Prospekts beginnt, 
werden der erste bis siebte Absatz durch folgenden Text ersetzt: 

"Die Emittentin ist wie die HETA ASSET RESOLUTION AG ("HETA"), die 
Abbaueinheit der ehemaligen HYPO ALPE-ADRIA-BANK INTERNATIONAL AG, 
Mitgliedinstitut der Pfandbriefstelle der österreichischen Landes-
Hypothekenbanken ("Pfandbriefstelle"). Die Pfandbriefstelle ist die 
Alleinaktionärin der Pfandbriefbank (Österreich) AG ("Pfandbriefbank"). 
Sämtliche Mitgliedinstitute der Pfandbriefstelle haften gemäß § 2 Abs 1 
Pfandbriefstelle-Gesetz ("PfBrStG") zur ungeteilten Hand für die 
Verbindlichkeiten der Pfandbriefstelle (und somit auch jener der Pfandbriefbank). 
Auch die meisten österreichischen Bundesländer haften (als Gewährträger der 
Mitgliedinstitute) gemäß § 2 Abs 2 PfBrStG zur ungeteilten Hand für diese 
Verbindlichkeiten, allerdings nur: (i) für jene, die bis zum 2.4.2003 entstanden 
sind; sowie (ii) für jene, die nach dem 2.4.2003 bis zum 1.4.2007 entstanden sind, 
wenn die vereinbarten Laufzeiten nicht über den 30.9.2017 hinausgehen.  

Laut Bilanz der Pfandbriefbank zum 31.12.2015 bestanden per 26.1.2016 
insgesamt noch Verbindlichkeiten in Höhe von rund EUR 437 Mio der HETA 
gegenüber der Pfandbriefbank für Anleihen, die von der Pfandbriefbank (bzw 
ursprünglich der Pfandbriefstelle) treuhändig für die HETA begeben wurden.  

Am 1.3.2015 leitete die FMA als Abwicklungsbehörde gemäß dem BaSAG die 
Abwicklung der HETA ein: Mit Vorstellungsbescheid vom 10.4.2016 verhängte die 
FMA in Bestätigung des Mandatsbescheids vom 1.3.2015 eine bis 31.5.2016 
befristete Stundung von bestimmten Verbindlichkeiten der HETA ("Moratorium"). 
Weiters ordnete die FMA mit Mandatsbescheid vom 10.04.2016 die Anwendung 
des Instruments der Gläubigerbeteiligung (bail-in tool) hinsichtlich bestimmter 
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Verbindlichkeiten der HETA an ("bail-in"): Dadurch wurde (i) der zum 01.03.2015 
bestehende Nennwert oder ausstehende Restbetrag der Verbindlichkeiten samt 
der bis zum 28.02.2015 aufgelaufenen Zinsen mit sofortiger Wirkung bei 
nachrangigen Verbindlichkeiten auf 0% und bei nicht-nachrangigen 
Verbindlichkeiten auf 46,02% des Nominales herabgesetzt; (ii)  der Zinssatz auf 
die Verbindlichkeiten auf null gesetzt; und (iii) die Fälligkeit der Verbindlichkeiten 
dahingehend geändert, dass sie mit dem Auflösungsbeschluss der HETA, jedoch 
spätestens am 31.12.2023 eintritt. 

Vom Moratorium und dem bail-in sind auch nicht-nachrangige Verbindlichkeiten 
der HETA gegenüber der Pfandbriefbank in Höhe von rund EUR 1,2 Mrd 
betroffen, wovon bis zum 31.5.2016 rund EUR 800 Mio fällig werden, die von der 
HETA aufgrund des Moratoriums nicht bedient werden müssen, und die aufgrund 
des bail-in auf 46,02% reduziert werden. Zugleich besteht für diese 
Verbindlichkeiten kein Deckungsanspruch der Pfandbriefbank gegenüber der 
HETA und somit eine potentielle Deckungslücke von bis zu EUR 1,2 Mrd. 

Da die Pfandbriefbank als Treuhänderin tätig ist, schlossen die Pfandbriefbank, 
die Mitgliedinstitute der Pfandbriefstelle und die jeweiligen Bundesländer (als 
Gewährträger der Mitgliedinstitute) eine "Vereinbarung über die Erfüllung und 
Abwicklung der Solidarhaftung gemäß § 2 PfBrStG sowie die Abwicklung von 
Ausgleichsansprüchen im Innenverhältnis" ("Stabilisierungsvereinbarung"). 
Gemäß dieser Stabilisierungsvereinbarung wurden von den Vertragspartnern 
anteilig die Rückzahlungen von Zinsen und Tilgungen der vom Moratorium 
betroffenen HETA-Anteile an Emissionen der Pfandbriefbank vorgeschossen, 
wodurch die Zahlungsverpflichtungen der Pfandbriefbank gegenüber 
Anleihegläubigern voll befriedigt wurden. Weiters werden sämtliche künftig fällig 
werdende Forderungen der Pfandbriefbank gegenüber der HETA Zug um Zug 
gegen Zahlung des Vorschussbetrages an die Vertragspartner der 
Stabilisierungsvereinbarung abgetreten. Auf die Emittentin entfallen gemäß der 
Stabilisierungsvereinbarung rund EUR 77,5 Mio, wovon zum 14.4.2016 rund 
EUR 49,8 Mio geleistet wurden. 

Weiters ist ein nicht-nachrangiges Schuldscheindarlehen in Höhe von 
EUR 30 Mio, das seitens der Emittentin an die HETA gewährt wurde, vom 
Moratorium und bail-in betroffen. 

Zum 14.4.2016 hat die Emittentin für ihre Forderungen gegenüber der HETA 
entsprechende Vorsorge getroffen und ihre Forderungen aus dem 
Schuldscheindarlehen um EUR 15 Mio wertberichtigt. Für die 
Liquiditätsbereitstellung bei der Pfandbriefbank wurde eine 
Rückstellung/Einzelwertberichtigung in Höhe von EUR 38,75 Mio gebildet. Die 
Durchsetzbarkeit etwaiger Regressansprüche, insbesondere gegenüber der 
HETA und dem Land Kärnten sind mit großen (Rechts-) Unsicherheiten behaftet. 

Zudem wurden in Folge des bail-in bei der HETA zwar die Verbindlichkeiten der 
HETA gegenüber ihren Gläubigern reduziert. Allerdings bleiben einerseits die 
Rechte der HETA-Gläubiger gemäß § 95 Abs 3 BaSAG ua gegenüber 
Mitschuldnern der HETA (wie der Emittentin) davon unberührt, anderseits wird die 
HETA gegenüber ihren Regressberechtigten in gleicher Weise befreit.  Somit hat 
die Emittentin keinen Regressanspruch gegenüber der HETA." 
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3.2 Im Unterabschnitt 7.1 "Erklärung betreffend negative Veränderungen seit dem 
letzten Konzernabschluss", der auf Seite 105 des Original Prospekts beginnt, werden 
der erste bis siebte Absatz durch folgenden Text ersetzt: 

"Die Emittentin ist wie die HETA ASSET RESOLUTION AG ("HETA"), die 
Abbaueinheit der ehemaligen HYPO ALPE-ADRIA-BANK INTERNATIONAL AG, 
Mitgliedinstitut der Pfandbriefstelle der österreichischen Landes-
Hypothekenbanken ("Pfandbriefstelle"). Die Pfandbriefstelle ist die 
Alleinaktionärin der Pfandbriefbank (Österreich) AG ("Pfandbriefbank"). 
Sämtliche Mitgliedinstitute der Pfandbriefstelle haften gemäß § 2 Abs 1 
Pfandbriefstelle-Gesetz ("PfBrStG") zur ungeteilten Hand für die 
Verbindlichkeiten der Pfandbriefstelle (und somit auch jener der Pfandbriefbank). 
Auch die meisten österreichischen Bundesländer haften (als Gewährträger der 
Mitgliedinstitute) gemäß § 2 Abs 2 PfBrStG zur ungeteilten Hand für diese 
Verbindlichkeiten, allerdings nur: (i) für jene, die bis zum 2.4.2003 entstanden 
sind; sowie (ii) für jene, die nach dem 2.4.2003 bis zum 1.4.2007 entstanden sind, 
wenn die vereinbarten Laufzeiten nicht über den 30.9.2017 hinausgehen.  

Laut Bilanz der Pfandbriefbank zum 31.12.2015 bestanden per 26.1.2016 
insgesamt noch Verbindlichkeiten in Höhe von rund EUR 437 Mio der HETA 
gegenüber der Pfandbriefbank für Anleihen, die von der Pfandbriefbank (bzw 
ursprünglich der Pfandbriefstelle) treuhändig für die HETA begeben wurden.  

Am 1.3.2015 leitete die FMA als Abwicklungsbehörde gemäß dem BaSAG die 
Abwicklung der HETA ein: Mit Vorstellungsbescheid vom 10.4.2016 verhängte die 
FMA in Bestätigung des Mandatsbescheids vom 1.3.2015 eine bis 31.5.2016 
befristete Stundung von bestimmten Verbindlichkeiten der HETA ("Moratorium"). 
Weiters ordnete die FMA mit Mandatsbescheid vom 10.04.2016 die Anwendung 
des Instruments der Gläubigerbeteiligung (bail-in tool) hinsichtlich bestimmter 
Verbindlichkeiten der HETA an ("bail-in"): Dadurch wurde (i) der zum 01.03.2015 
bestehende Nennwert oder ausstehende Restbetrag der Verbindlichkeiten samt 
der bis zum 28.02.2015 aufgelaufenen Zinsen mit sofortiger Wirkung bei 
nachrangigen Verbindlichkeiten auf 0% und bei nicht-nachrangigen 
Verbindlichkeiten auf 46,02% des Nominales herabgesetzt; (ii)  der Zinssatz auf 
die Verbindlichkeiten auf null gesetzt; und (iii) die Fälligkeit der Verbindlichkeiten 
dahingehend geändert, dass sie mit dem Auflösungsbeschluss der HETA, jedoch 
spätestens am 31.12.2023 eintritt. 

Vom Moratorium und dem bail-in sind auch nicht-nachrangige Verbindlichkeiten 
der HETA gegenüber der Pfandbriefbank in Höhe von rund EUR 1,2 Mrd 
betroffen, wovon bis zum 31.5.2016 rund EUR 800 Mio fällig werden, die von der 
HETA aufgrund des Moratoriums nicht bedient werden müssen, und die aufgrund 
des bail-in auf 46,02% reduziert werden. Zugleich besteht für diese 
Verbindlichkeiten kein Deckungsanspruch der Pfandbriefbank gegenüber der 
HETA und somit eine potentielle Deckungslücke von bis zu EUR 1,2 Mrd. 

Da die Pfandbriefbank als Treuhänderin tätig ist, schlossen die Pfandbriefbank, 
die Mitgliedinstitute der Pfandbriefstelle und die jeweiligen Bundesländer (als 
Gewährträger der Mitgliedinstitute) eine "Vereinbarung über die Erfüllung und 
Abwicklung der Solidarhaftung gemäß § 2 PfBrStG sowie die Abwicklung von 
Ausgleichsansprüchen im Innenverhältnis" ("Stabilisierungsvereinbarung"). 
Gemäß dieser Stabilisierungsvereinbarung wurden von den Vertragspartnern 
anteilig die Rückzahlungen von Zinsen und Tilgungen der vom Moratorium 
betroffenen HETA-Anteile an Emissionen der Pfandbriefbank vorgeschossen, 
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wodurch die Zahlungsverpflichtungen der Pfandbriefbank gegenüber 
Anleihegläubigern voll befriedigt wurden. Weiters werden sämtliche künftig fällig 
werdende Forderungen der Pfandbriefbank gegenüber der HETA Zug um Zug 
gegen Zahlung des Vorschussbetrages an die Vertragspartner der 
Stabilisierungsvereinbarung abgetreten. Auf die Emittentin entfallen gemäß der 
Stabilisierungsvereinbarung rund EUR 77,5 Mio, wovon zum 14.4.2016 rund 
EUR 49,8 Mio geleistet wurden. 

Weiters ist ein nicht-nachrangiges Schuldscheindarlehen in Höhe von 
EUR 30 Mio, das seitens der Emittentin an die HETA gewährt wurde, vom 
Moratorium und bail-in betroffen. 

Zum 14.4.2016 hat die Emittentin für ihre Forderungen gegenüber der HETA 
entsprechende Vorsorge getroffen und ihre Forderungen aus dem 
Schuldscheindarlehen um EUR 15 Mio wertberichtigt. Für die 
Liquiditätsbereitstellung bei der Pfandbriefbank wurde eine 
Rückstellung/Einzelwertberichtigung in Höhe von EUR 38,75 Mio gebildet. Die 
Durchsetzbarkeit etwaiger Regressansprüche, insbesondere gegenüber der 
HETA und dem Land Kärnten sind mit großen (Rechts-) Unsicherheiten behaftet. 

Zudem wurden in Folge des bail-in bei der HETA zwar die Verbindlichkeiten der 
HETA gegenüber ihren Gläubigern reduziert. Allerdings bleiben einerseits die 
Rechte der HETA-Gläubiger gemäß § 95 Abs 3 BaSAG ua gegenüber 
Mitschuldnern der HETA (wie der Emittentin) davon unberührt, anderseits wird die 
HETA gegenüber ihren Regressberechtigten in gleicher Weise befreit.  Somit hat 
die Emittentin keinen Regressanspruch gegenüber der HETA." 

3.3 Im Abschnitt 9. "Verwaltungs-, Geschäftsführungs- und Aufsichtsorgane", der auf 
Seite 108 des Original Prospekts beginnt, wird auf Seite 111 des Original Prospekts 
nach dem letzten Absatz folgender Absatz eingefügt: 

"Am 6.4.2016 gab der Vorstandsvorsitzende der Emittentin, Dr. Michael Grahammer, 
bekannt, spätestens Ende des Jahres 2016 seinen Vorstandsvertrag vorzeitig zu 
beenden und seine Funktion als Vorstandsvorsitzender der Emittentin 
zurückzulegen." 
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VERANTWORTLICHKEITSERKLÄRUNG DER EMITTENTIN 

Die Emittentin mit Sitz in Bregenz und der Geschäftsanschrift Hypo-Passage 1, A-

6900 Bregenz, eingetragen im Firmenbuch unter der FN 145586y, übernimmt die 

Haftung für die in diesem Nachtrag enthaltenen Informationen und erklärt, die 

erforderliche Sorgfalt angewendet zu haben, um sicherzustellen, dass die in diesem 

Nachtrag genannten Angaben ihres Wissens nach richtig sind und keine Tatsachen 

ausgelassen worden sind, die die Aussage des Nachtrags wahrscheinlich verändern 

können. 

 

Vorarlberger Landes- und Hypothekenbank Aktiengesellschaft 

als Emittentin gemäß § 8 KMG 

 

Bregenz, am 14.4.2016 

 

 

 

                                                                             

Dr. Michael Grahammer 

als kollektiv zeichnungsberechtigter Vorsitzender des Vorstandes 

 

 

 

                                                                             

Mag. Florian Gorbach, MSc 

als kollektiv zeichnungsberechtigter Prokurist 

 


